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Selten hat der Ministerrat solch gegensätzliche Präsidentschaftsstile erlebt wie
1990. Konsens, gemäßigte Fortschritte und technische Kompetenz kennzeichneten
die irische Präsidentschaft in der ersten Hälfte des Jahres. Im krassen Gegensatz
dazu stand die entschiedene Dynamik der Italiener während der zweiten Jah-
reshälfte, in der die Betonung mehr auf Innovation als auf Implementation lag.
Doch mag gerade die Abfolge solch verschiedener Ansätze nicht ungelegen
gewesen sein.

Die Unterschiede gingen weit über die reine Rhetorik hinaus. Sie zeigten sich
am deutlichsten in der Vorbereitung und Leitung der Ratstreffen. Und doch gab
es einen roten Faden in beiden Präsidentschaften: die Notwendigkeit, sich mit den
Folgen der Revolution in Mittel- und Osteuropa und vor allem der deutschen
Einigung auseinanderzusetzen. Beide sahen hierin den stärksten Ansporn, nicht
nur, um über vorliegende Vorschläge Einigung zu erzielen, vor allem natürlich zur
Vollendung des Gemeinsamen Marktes, sondern auch — noch wichtiger — um zu
versuchen, den Einigungsprozeß intensiver und schneller voranzutreiben. Es ist
daher wohl nicht überraschend, daß die Iren einen ihrer größten Erfolge in der
bei dem Sondergipfel in Dublin erzielten Einigung auf die Einberufung einer
Regierungskonferenz zur Politischen Union sahen, die die bereits beschlossene
zur Wirtschafts- und Währungsunion ergänzt. Die Italiener sahen ihren größten
Erfolg ihrerseits in der Eröffnung beider Regierungskonferenzen mit weitgehen-
den Verhandlungsmandaten.

Management im Ministerrat

Selbst ohne die Ereignisse in Mittel- und Osteuropa und die Anforderungen der
Regierungskonferenzen sahen sich beide Präsidentschaften mit einer schwierigen
Tagesordnung konfrontiert. Die irische Regierung hatte sich, Premierminier
Haughey zufolge, rund zwei Jahre auf die Aufgabe vorbereitet und nach intensi-
ven Diskussionen mit den EG-Partnern und der Kommission für jede Zusammen-
setzung des Rates vorläufige Programme erstellt1. Wenn sich die irische Presse
auch über Umfang und Reichweite der Öffentlichkeitsarbeit der Regierung
ausließ, ging es Haughey nicht nur darum, daß Irland Eindruck hinterließe und
damit seine Regierung profitiere. Hintergrund war auch die — den meisten kleine-
ren EG-Staaten gemeinsame — Sorge über die Last, das EG-System während ihrer
Amtszeit effizient zu managen. Beide Elemente fanden sich in der Koordinie-
rungsmaschinerie, die zur Vorbereitung der Präsidentschaft eingerichtet wurde.
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Bei seiner Wiederwahl hatte Haughey eine Europaministerin — Maire Geoghegan-
Quinn — ernannt, deren Büro am Sitz des Ministerpräsidenten angesiedelt ist.
Dies deutete auf die zunehmend wichtigere Rolle der Regierungschefs im Euro-
päischen Rat und auf Haugheys eigene Entschlossenheit hin, während der iri-
schen Präsidentschaft eine führende Rolle zu spielen, vor allem in den Ausein-
andersetzungen über die deutsche Einigung und die Politische Union.

Endgültig festgelegt wurde das irische Programm nach einer Sitzung mit der
gesamten Kommission Anfang Januar 1990. Vorbereitende Treffen waren vor-
ausgegangen, mit Besuchen des irischen Ministerpräsidenten, des Außenministers
und anderen bei der Kommission und dem Europäischen Parlament. In dieser
weitreichenden Koordinierung zeigte sich das irische Bemühen, so eng wie mög-
lich mit Kommission und Parlament zusammenzuarbeiten . Es gab schließlich
kaum Unterschiede zwischen dem Programm, daß Haughey dem irischen Parla-
ment (Dail) am 17. Dezember 1989 vorlegte, und dem, das der irische Außen-
minister Gerry Collins am 16. Januar 1990 dem Europäischen Parlament vor-
stellte.

Während die Iren anscheinend immer denken, sie müßten kompensieren, daß
sie ein kleiner Staat sind, litten die Italiener ihrerseits an einem Mangel an
Glaubwürdigkeit. Lange hatten sie sich als die glühendsten Föderalisten in der
Gemeinschaft betrachtet und wurden auch von anderen so gesehen. In den
Verhandlungen zur Einheitlichen Europäischen Akte kam ihnen wesentlicher
Verdienst zu — obwohl sie dann die EEA als absolutes Minimum ansahen. 1990
gab es daher die Hoffnung, daß sie die Leistung von 1985 wiederholen würden.
Doch Italien ist auch einer der schlimmsten, wenn nicht der schlimmste Nachzüg-
ler bei der Umsetzung des EG-Rechts. Daher war bei den Partnern, so der
italienische Koordinationsminister Pierluigi Romita, ein Mangel an Vertrauen
festzustellen und sogar offenes Mißtrauen gegenüber der Ernsthaftigkeit des
italienischen Europa-Engagements — das als bequemes Hilfsmittel zur Kompensie-
rung für den Mangel an konkreten Ergebnissen angesehen wird3. Es gab Hoff-
nungen, daß Italien durch das La Pergola-Gesetz, das im März 1990 eingebracht
wurde, zu Beginn seiner Präsidentschaft bei der Umsetzung auf etwa gleicher
Ebene stehen würde wie die anderen. Doch trotz erheblicher Bemühungen um
eine Vorzugsbehandlung im italienischen Parlament konnte das Gesetz bis zum
30. Juni 1990 nicht verabschiedet werden4.

Der Mangel an Koordinierung stellte nicht nur Italiens Glaubwürdigkeit in
Frage, sondern betraf auch das Zusammenspiel zwischen den verschiedenen
Ministerien, besonders zwischen dem Außenminister und dem Ministerpräsiden-
ten. Während der Präsidentschaft nahmen Beschwerden zu, daß die große Anzahl
der italienischen Initiativen nicht mit der Kommission und den anderen EG-
Regierungen abgestimmt worden sei. Zwar haben die meisten Regierungen die
Präsidentschaft dazu genutzt, Initiativen einzubringen. Es war aber vielleicht die
ungewohnte Anzahl und die Reichweite der italienischen Initiativen, die diese
Präsidentschaft besonders prägten — etwa bei den Themen Entwicklungshilfe,
Entwicklungsbank für die Mittelmeerregion im Rahmen einer Konferenz für
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Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum (zu dem später der Nahe
Osten hinzugefügt wurde) oder Zukunft der Westeuropäischen Union. Das Ziel
war eher, die Diskussion anzuregen, als einen unmittelbaren Konsens herzustellen
— der natürlich nicht zustande kam.

Es gab Berichte, daß selbst bei weniger bedeutsamen Themen die Treffen nicht
adäquat geplant waren. Bei einem informellen Treffen in Rom fanden die EG-
Sozialminister einmal weder eine ordentliche Tagesordnung, noch Dolmetscher
von. Solche Kritik — etwa die Aussage eines langjährigen Brüsseler Diplomaten,
die italienische Präsidentschaft sei "wie eine Busfahrt mit den Marx Brothers auf
dem Fahrersitz — wurde von den Italienern zurückgewiesen. In seinem Bericht
vom Sondergipfel in Rom wies Andreotti jedoch auf einen gewissen Mangel an
Vorbereitung für die Politische Union und die Uruguay-Runde hin7. Auf der
anderen Seite wurde die Präsidentschaft dennoch als "visionär und energisch"
gelobt8.

Die Themen im Ministerrat

In ihrem Bericht über die irische Präsidentschaft unterschied Brigid Laffan sehr
treffend drei Themenbereiche, mit denen die Iren konfrontiert waren: Vollen-
dung, Vertiefung und Erweiterung . Diese Aufteilung erinnert nicht nur an das
Ideen-Triptychon von 1969 bei dem Gipfeltreffen in Den Haag, bei dem sich
grundlegende Änderungen ankündigten. Sie faßt auch die Hauptanliegen der
Gemeinschaft seitdem zusammen. In bezug auf die Vollendung, besonders die
Vollendung des Binnenmarktes, war die Tagesordnung für 1990 größtenteils
vorgegeben. Gleiches galt für die Vorbereitung der Regierungskonferenz zur
Wirtschafts- und Währungsunion. Auch die Verhandlungen mit den EFTA-
Ländern liefen weiter. Auf unvorhergesehene Krisen war die Tagesordnung nicht
eingestellt, etwa den Ausbruch des "Rinderwahnsinns" ("mad cow desease") in
Großbritannien, der erhebliche Anforderungen an die Vermittlungsfähigkeiten der
Präsidentschaft stellte, oder — auf einer anderen Ebene — die Antwort auf die
irakische Invasion in Kuwait. Doch auch ohne dies gab es angesichts des radikalen
Wandels in Mittel- und Osteuropa bedeutende Gelegenheiten für neue Initiati-
ven.

Vollendung des Binnenmarktes

Nach dem Aktionismus am Ende der französischen Präsidentschaft waren die
Aussichten auf wesentliche Fortschritte bei Binnenmarkt-Maßnahmen Anfang
1990 eher bescheiden. Angesichts des Erreichten war es unumgänglich, daß zu
den verbleibenden Dossiers auch die schwierigsten gehörten. Dennoch waren die
Iren, wie sie dem Europäischen Parlament versicherten, entschlossen zu ver-
suchen, den Binnenmarkt-Schwung aufrechtzuerhalten10. Wegen der Ablenkung
durch die Ereignisse in Ostdeutschland sowie in Mittel- und Osteuropa wie auch
wegen der besonderen Schwierigkeit der Dossiers gab es zunächst nur langsame
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Fortschritte. Bedeutend war allerdings der frühe Durchbruch bei der Liberalisie-
rung des öffentlichen Beschaffungswesens in den Bereichen Verkehr, Energie,
Wasser und Telekommunikation. Es folgte, wie so oft, hektische Aktivität in den
letzten Monaten des Halbjahrs. Unter anderem konnte im Bereich der Tier- und
Pflanzengesundheit Einigung erzielt werden. Bis Ende Juni konnten die Iren 26
Richtlinien verabschieden und elf Gemeinsame Standpunkte erzielen11.

Es gab jedoch einigen Unmut bei den Iren, da diese relativ niedrige Zahl zum
Teil daran gelegen habe, daß die Kommission keine entsprechenden Vorschläge
in den Binnenmarkt-Ministerrat eingebracht habe. Den Iren sei zum Beispiel
nicht die Gelegenheit gegeben worden, einen Durchbruch bei der festgefahrenen
Steuerharmonisierung zu versuchen. Der Kommission wurde auch vorgeworfen,
keine Richtlinien für die Umsetzung der Sozialcharta vorgelegt zu haben . Der
Verband der britischen Industrie schätzte die Tagesordnungen der Ratstreffen
zum Binnenmarkt und damit zusammenhängenden Fragen ebenfalls als "etwas
dünn" ein13. Die Kommission selbst räumte in ihrem zweiten Bericht nach Art. 8b
EWGV über den Stand der Arbeiten zur Vollendung des Binnenmarktes ein, daß
die Fortschritte 1990 nicht ganz befriedigend waren . Unter italienischer Präsi-
dentschaft war bei 20 Vorschlägen Einigung erzielt worden . Der Europäische
Rat vom Dezember 1990 forderte die EG-Institutionen und die Mitgliedstaaten
auf, daß alle Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt 1991 ver-
abschiedet werden. Er wies auch auf die Notwendigkeit der rechtzeitigen Umset-
zung und angemessenen Anwendung hin.

Das angestrebte Ziel geht jedoch über die Vollendung des Binnenmarktes
hinaus: Es geht um die Schaffung einer grenzfreien Gemeinschaft. Der wohl
bedeutendste Beitrag hierzu wurde 1990 nicht von der Gemeinschaft, sondern von
Frankreich, Deutschland und den Benelux-Ländern geleistet, die im Juni das
Schengener Abkommen unterzeichneten, das die Grenzkontrollen für Personen
abschaffen soll. Italien unterzeichnete das Abkommen am 27. November. Spanien
und Portugal folgten im Juni 1991; Großbritannien, Irland, Dänemark und Grie-
chenland blieben dem Vertrag jedoch fern, wegen Befürchtungen in bezug auf die
innere Sicherheit, die Kontrolle des Drogenhandels oder die Einwanderung. Die
Problematik eines Gemeinschaftsabkommens zu letzterem zeigte sich, als sich die
für Einwanderung zuständigen Minister am 13. Dezember 1990 nicht auf eine
Konvention zum Grenzübertritt einigen konnten .

Vertiefung

Ein zusätzlicher Grund für die geringe Zahl der Binnenmarktentscheidungen war,
daß die Wirtschafts- und Finanzminister zunehmend mit Vorbereitungen für die
Regierungskonferenz zur WWU beschäftigt waren. Wie bei dem Europäischen
Rat in Madrid vereinbart, begann die erste Phase der WWU am 1. Juli 1990. Bei
einem informellen Treffen im April lagen den Finanzministern ein Kommissions-
papier über Kosten und Nutzen der WWU sowie Berichte des Währungs- und des
Ausschusses der Zentralbankgouverneure vor. Bei ihrem Treffen im Juni nahmen
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sie eine vorläufige Überprüfung der Wirtschaftsdaten der EG-Staaten vor. Alle
diese Vorbereitungen fanden vor dem Hintergrund einer raschen deutschen
Währungsunion statt, die zu Spannungen im EWS führte. Es traten zudem starke
Meinungsunterschiede hervor, etwa zwischen der Bundesbank und anderen in
bezug auf den Status einer Europäischen Zentralbank sowie zwischen den Briten
und nahezu allen anderen über die Rolle der ECU.

Die Einigung der Staats- und Regierungschefs im Juni 1990 in Dublin, eine
zweite Regierungskonferenz zur Politischen Union einzuberufen, inspirierte die
italienische Präsidentschaft, die Diskussion so weit voranzubringen, daß die
folgenden, möglicherweise schwächeren Präsidentschaften zögernden Mitgliedstaa-
ten nicht mehr würden gestatten können, den Prozeß zu bremsen.

Trotz der Anerkennung der Vermittlerrolle der Präsidentschaft bei divergieren-
den Interessen im Rat und ihrer Verantwortung, einen Konsens zu finden, be-
mühte sich der italienische Außenminister um einen aktivere Politik zur Weiter-
entwicklung der Gemeinschaft in Richtung eines föderalen Systems. Am 12. Juli
erklärte er vor dem Europäischen Parlament, daß die Präsidentschaft dem Mini-
sterrat für Allgemeine Angelegenheiten vorschlagen werde, daß persönliche
Vertreter der Außenminister umgehend einen Text entwerfen sollten, der weit
über die Themen der Schlußfolgerungen von Dublin hinausgehe . Das Ziel war
dabei jedoch auch, eine Alternative zur Führungsrolle von Frankreich und
Deutschland zu schaffen und der Sorge zu begegnen, daß sich das Gravitations-
zentrum der Gemeinschaft zum geeinten Deutschland hin verschieben könne. Die
Initiative der Pentagonale, wenn auch außerhalb des EG-Rahmens, kann in einem
ähnlichen Licht gesehen werden. Innerhalb der Gemeinschaft und über ihre
Grenzen hinaus war Italien bemüht, eine ausgleichende Rolle zu spielen und eine
Vorherrschaft einzelner Länder zu verhindern .

Die Vorbereitungen für die Regierungskonferenz zur Politischen Union erwie-
sen sich als schwierig; die Liste der möglichen Themen war äußerst lang. Die
Präsidentschaft war entschlossen, das Ziel eines föderalen Systems nicht aus den
Augen zu verlieren. Sie legte Ende November ein Arbeitspapier vor, mit Vor-
schlägen für eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, für die Ausdehnung
der EG-Kompetenzen, die europäische Staatsbürgerschaft, die demokratische
Legitimation und für die Verbesserung der Effizienz. Für das Außenminister-
treffen am 4. Dezember fügte sie noch Optionen zu verschiedenen Teilen des
Arbeitspapieres hinzu und einen Anhang, der "im Schnappschuß" einen Überblick
über die Verhandlungen geben sollte. Letzterer mußte allerdings überarbeitet
werden, da sich einige Außenminister über zu große "künstlerische Freiheit"
beschwerten . Der Europäische Rat nahm die Dokumente jedoch bei seinem
Treffen am 14. Dezember an und eröffnete die beiden Regierungskonferenzen am
folgenden Tag.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1990191 67



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

Erweiterung

1990 war das Jahr der deutschen Einigung. Aus Gemeinschaftssicht wurden dabei
die bedeutendsten Entscheidungen wohl eher von der Kommission, dem Europäi-
schen Rat und sogar dem Europäischen Parlament als vom Ministerrat getroffen.
Der Sondergipfel des Europäischen Rates im April in Dublin bestätigte die
Vorschläge der Kommission für Übergangsmaßnahmen zur Integration der neuen
Bundesländer in die EG. Entsprechend einem interinstitutionellen Übereinkom-
men traf der Ministerrat keine endgültigen Entscheidungen über die Vorlagen der
Kommission vor der zweiten Lesung im Parlament — wodurch er sich im Endeffekt
dem Verfahren annäherte, das nötig gewesen wäre, wenn die DDR als Staat den
Beitritt zur Gemeinschaft beantragt hätte. Das Tempo, mit dem die Übergangs-
und Anpassungsmaßnahmen nach enger Abstimmung zwischen Kommission, Rat
und Parlament verabschiedet wurden, deutete auf die besondere Natur des
Themas hin; die Gesetzgebung war innerhalb von drei Monaten abgeschlossen.

Das Tempo, mit dem sich der Rat über die Eingliederung der ehemaligen
DDR einigte, blieb auch bei zwei anderen europäischen Ländergruppen, die eine
engere Verbindung mit der Gemeinschaft anstreben, nicht unbemerkt. Am 2.
April und am 7. Mai 1990 hatte der Rat für Allgemeine Angelegenheiten einen
Gedankenaustausch über die Beziehungen zur EFTA innerhalb des Europäischen
Wirtschaftsraums geführt; das Verhandlungsmandat verabschiedete er jedoch erst
am 18./19. Juni. Wegen verschiedener Schwierigkeiten wurden für Anfang Dezem-
ber 1990 vorgesehene offizielle Gespräche verschoben; am 20. Dezember ver-
abschiedete der Rat für Allgemeine Angelegenheiten ein neues Verhandlungs-
mandat20.

Der irische Außenminister Gerry Collins erklärte in seiner Rede vor dem
Europäischen Parlament, daß die Befreiung der Völker in Mittel- und Osteuropa
eine historische Gelegenheit für die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
darstelle . Die unmittelbare Reaktion war ein informelles Treffen der Außen-
minister am 20. Januar 1990, um Hilfsmaßnahmen für Osteuropa und die Be-
schleunigung der Arbeiten für bilaterale Abkommen der "zweiten Generation" —
später Europa-Abkommen genannt — zu diskutieren. Am 5. Februar einigte sich
der Ministerrat für Allgemeine Angelegenheiten auf die Ausweitung der von der
EG-Kommission koordinierten Hilfsmaßnahmen der Gruppe der 24 auf andere
osteuropäische Staaten. Das Verhandlungsmandat für Assoziierungsverträge — die
jedoch nicht automatisch zur Mitgliedschaft führen — wurde beim letzten Rats-
treffen der italienischen Präsidentschaft verabschiedet.

Beziehungen zu anderen Drittstaaten

Die Ost-West-Beziehungen standen unvermeidlich weit oben auf der Tagesord-
nung des Ministerrates, ob im Zusammenhang mit den osteuropäischen Ländern
oder mit der Sowjetunion. Das Thema betraf zwangsläufig sowohl die EG als auch
die EPZ. Angesichts der dringenden Notwendigkeit einer kohärenten Politik
wurden unter irischer Präsidentschaft gemeinsame Treffen des Coreper und der
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Politischen Direktoren eingeführt. Besonders problematisch angesichts der unter-
schiedlichen Positionen der einzelnen EG-Länder war die Frage der Hilfe für die
Sowjetunion. Erst im Dezember zeichnete sich eine gemeinsame Position ab, als
bei dem informellen Treffen der Finanzminister (2. Dezember) und der Außen-
minister (4. Dezember) der Kommissionsvorschlag zur Nahrungsmittelhilfe an die
UdSSR mit Vorbehalt angenommen wurde.

Bei den Themen, die eine Übereinstimmung zwischen den Maßnahmen der
Gemeinschaft und denen der EPZ erforderten — die dann auch relativ erfolgreich
gelang —, waren die Transatlantische Erklärung und die irakische Invasion in
Kuwait von besonderer Bedeutung. Die irische Präsidentschaft war darauf erpicht,
ihre eigenen engen Beziehungen zu den USA zu nutzen, um auf die Initiative von
US-Außenminister Baker im Dezember 1989 zu reagieren. Premierminister
Haughey reiste daher als Ratspräsident im Februar 1990 nach Washington,
obwohl vielleicht auch andere, etwa Hans-Dietrich Genscher, eine wichtige Rolle
spielten. Die Verhandlungen waren trotz insgesamt guter Beziehungen nicht
einfach. In ökonomischen Fragen gab es z. B. große Uneinigkeit mit den Amerika-
nern in der Uruguay-Runde des GATT. Während die irische Präsidentschaft noch
unerwartet problemlos über die Festlegung der Agrarpreise hinwegkam, sahen
sich die Italiener mit extrem schweren Verhandlungen an beiden Fronten kon-
frontiert: mit ihren EG-Partnern und mit den USA sowie der Cairns-Gruppe, die
auch auf eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik drängt.

Der Mittlere Osten ist ebenfalls ein Thema, das meistens oben auf der EG-
Tagesordnung steht und noch häufiger im EPZ-Rahmen aufgegriffen wird. Den
Italienern lag besonders an einer neuen Initiative im Mittleren Osten; die EPZ-
Troika unternahm im Juli 1990 eine weitere Sondierungsreise dorthin. Die Idee
einer neuen Initiative wurde durch die irakische Invasion in Kuwait am 2. August
torpediert. Während diese Krise letztlich die Grenzen der EPZ und die Unter-
schiede zwischen den Mitgliedstaaten aufdeckte, deuteten jedoch die ersten
Reaktionen der EG/Zwölf — Waffenembargo und Vorbereitung eines Handels-
embargos — auf die zunehmende Fähigkeit hin, gemeinsam zu reagieren. Danach
ging das Problem in die EPZ über, mit Ausnahme z. B. der Hilfsmaßnahmen für
die direkt von der Golf-Krise betroffenen Länder.

Aus der Analyse eines einzigen Jahres können keine endgültigen Schlußfolge-
rungen zur Arbeit des Ministerrates gezogen werden. Daß die Tagesordnung
überladen war, zeigt sich an der Anzahl der Treffen — unabhängig davon, ob jedes
effizient geplant und durchgeführt wurde. 1990 wurde zunehmend klar, daß die
noch offenen Binnenmarkt-Dossiers besonders schwierig sind und daß Forderun-
gen, die Regierungskonferenz zur WWU vorzubereiten, hiervon ablenken. Die
Vorbereitung der Regierungskonferenz zur Politischen Union bedeutete ebenfalls
neue Lasten, nicht zuletzt natürlich für die persönlichen Vertreter der Außen-
minister, normalerweise die Leiter der Ständigen Vertretungen. Ohne die Arbeit
anderer Ministerräte zu unterschätzen: Den Aufgaben der Minister, die mit
Außenbeziehungen beschäftigt waren — ob Außen-, Handels-, Agrar- oder andere
Minister —, kam besondere Bedeutung zu, da es galt, sich mit den Auswirkungen
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des Wandels in Europa und darüber hinaus im internationalen System ausein-
anderzusetzen.
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Forschungsgruppe Europa, Universität Mainz.
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